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JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 05.11.2010

Norm

AsylG 2005 837 Abs1

AVG 868 Abs1

AsylG 2005 § 37 heute

AsylG 2005 § 37 gultig ab 21.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 37 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 37 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

E

AVG § 68 heute

AVG 8§ 68 gliltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG 8§ 68 giltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG 8§ 68 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

L

Spruch

D6 306149-4/2010/2Z

Analoge Entscheidung betreffend Familienmitglieder:
D6 317705-4/2010/2Z

BESCHLUSS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Peter CHVOSTA als Einzelrichter Gber die Beschwerde des XXXX, StA.
Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20.10.2010, ZI. 10 09.135-EAST West,
beschlossen:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Peter CHVOSTA als Einzelrichter Uber die Beschwerde des
romisch 40, StA. Russische Fdderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20.10.2010, ZI. 10 09.135-EAST
West, beschlossen:

Gemal? §8 37 Abs. 1 Asylgesetz 2005 wird der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuerkanntGemaR Paragraph 37,
Absatz eins, Asylgesetz 2005 wird der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuerkannt.

Text
BEGRUNDUNG:

I. Der Beschwerdeflhrer stellte am 1.10.2010 den vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz (nachdem er bereits
am 8.11.2005 sowie am 7.7.2009 einen Asylantrag bzw. Antrag auf internationalen Schutz gestellt hatte, welche mit
Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom 26.6.2009 und 9.6.2010 abgewiesen wurden; Uber den bisherigen
Verfahrensverlauf wird insbesondere auf das Erkenntnis AsylGH 9.6.2010, D6 306149-3/2010/8E, verwiesen).romisch


file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=AsylGH&Dokumentnummer=ASYLGHT_20101105_D6_306_149_4_2010_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=AsylGH&Dokumentnummer=ASYLGHT_20101105_D6_306_149_4_2010_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004240&Artikel=&Paragraf=37&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P37/NOR40180789
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P37/NOR40095591
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P37/NOR40067739
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005768&Artikel=&Paragraf=68&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P68/NOR40148229
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P68/NOR12065008
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P68/NOR12063067

eins. Der Beschwerdefiihrer stellte am 1.10.2010 den vorliegenden Antrag auf internationalen Schutz (nachdem er
bereits am 8.11.2005 sowie am 7.7.2009 einen Asylantrag bzw. Antrag auf internationalen Schutz gestellt hatte, welche
mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom 26.6.2009 und 9.6.2010 abgewiesen wurden; tber den bisherigen
Verfahrensverlauf wird insbesondere auf das Erkenntnis AsylGH 9.6.2010, D6 306149-3/2010/8E, verwiesen).

Mit Bescheid vom 20.10.2010 wies das Bundesasylamt den Antrag des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz
gemal’ 8 68 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI. | 51 idgF, wegen entschiedener Sache zurtck
(Spruchpunkt I.) und wies den Beschwerdefihrer gemaR 8 10 Abs. 1 Z 1 Asylgesetz 2005, BGBI. | 100 (im Folgenden:
AsylG 2005), aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Russland aus (Spruchpunkt I1.).Mit Bescheid vom 20.10.2010
wies das Bundesasylamt den Antrag des BeschwerdefUhrers auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 68, Absatz
eins, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, Bundesgesetzblatt romisch eins 51 idgF, wegen entschiedener
Sache zurtick (Spruchpunkt romisch eins.) und wies den Beschwerdefuhrer gemald Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer
eins, Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt romisch eins 100 (im Folgenden: AsylG 2005), aus dem &sterreichischen
Bundesgebiet nach Russland aus (Spruchpunkt romisch zwei.).

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde.
IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Gemald § 75 Abs. 1 erster Satz AsylG 2005 idFBGBI. | 29/2009 ist auf alle Verfahren, die - wie im vorliegenden Fall -
am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren, das AsylG 2005 anzuwenden.1. GemaR Paragraph 75, Absatz eins, erster
Satz AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009, ist auf alle Verfahren, die - wie im
vorliegenden Fall - am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren, das AsylG 2005 anzuwenden.

Gemal’ 8 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz, BGBI. | 4/2008 idF BGBI. | 147/2008, sind - soweit sich aus dem AsylG 2005
nicht anderes ergibt - auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der Mal3gabe
sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 Paragraph
23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, 147 aus 2008,, sind - soweit sich aus dem AsylG 2005 nicht anderes ergibt - auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der MaRRgabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet gemaR§ 61 Abs. 4 AsylG 2005 der
fir die Behandlung der Beschwerde zustindige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.Uber die Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet gemdR Paragraph 61, Absatz 4, AsylG 2005 der fir die
Behandlung der Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

2. GemalR8& 36 Abs. 1 AsylG 2005 kommt einer Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag
zurlickgewiesen wird, eine aufschiebende Wirkung nicht zu. Einer Beschwerde gegen eine mit einer solchen
Entscheidung verbundenen Ausweisung kommt die aufschiebende Wirkung nur zu, wenn sie vom Asylgerichtshof
zuerkannt wird.2. GemaR Paragraph 36, Absatz eins, AsylG 2005 kommt einer Beschwerde gegen eine Entscheidung,
mit der ein Antrag zurlickgewiesen wird, eine aufschiebende Wirkung nicht zu. Einer Beschwerde gegen eine mit einer
solchen Entscheidung verbundenen Ausweisung kommt die aufschiebende Wirkung nur zu, wenn sie vom
Asylgerichtshof zuerkannt wird.

Gemal § 37 Abs. 1 AsylG 2005 hat der Asylgerichtshof, sofern gegen eine mit einer zurtickweisenden Entscheidung
Uber einen Antrag auf internationalen Schutz verbundene Ausweisung Beschwerde ergriffen wird, dieser binnen einer
Woche ab Vorlage der Beschwerde durch Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist,
dass eine Zuruckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die Ausweisung lautet,
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wiirde oder fiir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.GemaR
Paragraph 37, Absatz eins, AsylG 2005 hat der Asylgerichtshof, sofern gegen eine mit einer zurlckweisenden
Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz verbundene Ausweisung Beschwerde ergriffen wird, dieser
binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde durch Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn
anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die
Ausweisung lautet, eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6
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oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit
sich bringen wirde.

Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen die mit der
zurlickweisenden Entscheidung verbundene Ausweisung ist nicht als Entscheidung in der Sache selbst zu werten;
Sache des Beschwerdeverfahrens ist nicht nur die Entscheidung Uber die Zulassigkeit der Ausweisung, sondern auch
Uber die der Ausweisung zu Grunde liegende zurlckweisende Entscheidung des Antrages auf internationalen Schutz.
Bei der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde - in Bezug auf die Ausweisung - handelt es sich
daher um eine der Sachentscheidung vorgelagerte (einstweilige) Verfliigung, die nicht geeignet ist, den Ausgang des
Verfahrens vorwegzunehmen. Es ist in diesem Zusammenhang daher lediglich darauf abzustellen, ob - iSe
Grobprufung - von Vornherein ausgeschlossen erscheint, dass es sich bei den in den Anwendungsbereich der Art. 2, 3
und 8 EMRK reichenden Behauptungen um "vertretbare Behauptungen" handelt (zur Berlcksichtigung des Art. 8 EMRK
- ungeachtet des Fehlens seiner ausdrucklichen gesetzlichen Nennung - vgl. Frank/Anerinhof/Filzwieser, AsylG 2005, 4.
Auflage, 2008, K3 zu § 37 sowie K7 zu § 38).Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der
Beschwerde gegen die mit der zurtckweisenden Entscheidung verbundene Ausweisung ist nicht als Entscheidung in
der Sache selbst zu werten; Sache des Beschwerdeverfahrens ist nicht nur die Entscheidung Uber die Zulassigkeit der
Ausweisung, sondern auch Uber die der Ausweisung zu Grunde liegende zurlickweisende Entscheidung des Antrages
auf internationalen Schutz. Bei der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde - in Bezug auf die
Ausweisung - handelt es sich daher um eine der Sachentscheidung vorgelagerte (einstweilige) Verfigung, die nicht
geeignet ist, den Ausgang des Verfahrens vorwegzunehmen. Es ist in diesem Zusammenhang daher lediglich darauf
abzustellen, ob - iSe Grobprifung - von Vornherein ausgeschlossen erscheint, dass es sich bei den in den
Anwendungsbereich der Artikel 2, 3 und 8 EMRK reichenden Behauptungen um "vertretbare Behauptungen" handelt
(zur Berucksichtigung des Artikel 8, EMRK - ungeachtet des Fehlens seiner ausdrucklichen gesetzlichen Nennung -
vergleiche Frank/Anerinhof/Filzwieser, AsylG 2005, 4. Auflage, 2008, K3 zu Paragraph 37, sowie K7 zu Paragraph 38,).

3. Im vorliegenden Beschwerdeverfahren erscheint es innerhalb des zur Verfligung stehenden eingeschrankten
Beurteilungsspielraumes nicht ausgeschlossen, dass eine sofortige Vollziehung der im angefochtenen Bescheid
verfligten Ausweisung des Beschwerdeflhrers zu einer Verletzung von Art. 3 oder 8 EMRK fuhren wirde.3. Im
vorliegenden Beschwerdeverfahren erscheint es innerhalb des zur Verfigung stehenden eingeschrankten
Beurteilungsspielraumes nicht ausgeschlossen, dass eine sofortige Vollziehung der im angefochtenen Bescheid
verflgten Ausweisung des Beschwerdeflhrers zu einer Verletzung von Artikel 3, oder 8 EMRK fuhren wirde.

Es war daher spruchgemald zu entscheiden. Die Entscheidung konnte gemal3§ 41 Abs. 4 AsylG 2005 ohne Abhaltung
einer mundlichen Verhandlung getroffen werden.Es war daher spruchgemal? zu entscheiden. Die Entscheidung konnte
gemal Paragraph 41, Absatz 4, AsylG 2005 ohne Abhaltung einer mundlichen Verhandlung getroffen werden.

Schlagworte

aufschiebende Wirkung
Zuletzt aktualisiert am

18.11.2010

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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